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Minarettinitiative 

 

 

10 Fragen – 10 Antworten 

oder: 

Warum die Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ untauglich ist 
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Einleitung 

 

 

Über Minarette lässt sich streiten – über ihr Aussehen, ihre Bauhöhe oder ihren Standort. In 

die Schlagzeilen kommen die Türme aber nicht deshalb, sondern weil über ihre Funktion und 

Bedeutung sowie die Frage, ob es sie überhaupt geben sollte, heftig debattiert wird. Fragen 

zur Ästhetik etc. sind architektonischer und baurechtlicher Art. Fragen nach der Symbolik 

und öffentlichen Sichtbarkeit betreffen aber nicht Gebäude, sondern die Religion, die so 

sichtbar wird und die Menschen, für die diese Gebäude Teil ihres zuhause bedeuten.  

Religiöse Symbole – so die kritischen Stimmen – müssen passen: in den Ort, in die Land-

schaft, zu den kulturellen und religiösen Gewohnheiten und ‹Werten›. Aber wann passt ein 

Gebäude wohin? Und wie stimmt ein Turm mit irgendwelchen Überzeugungen und Traditio-

nen überein und wie nicht? Was passt und was passt nicht? Und woran orientiert sich das 

Passende und Unpassende? Darauf gibt es nur eine einfache und zugleich hochkomplexe 

Antwort: Etwas passt dorthin, weil es zu den Menschen gehört, die dort leben. Und etwas 

passt nicht an einen Ort, weil es dort niemanden gibt, für den es Bedeutung hat.  

Über Minarette diskutieren heisst, über die Menschen zu reden, für die Minarette eine be-

sondere Bedeutung haben. 
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1. Was hat das Recht mit Religion zu tun? 

 

«Jeder Mensch hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und 

Religionsfreiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Re-

ligion oder seine Überzeugung zu wechseln, sowie die Frei-

heit, seiner Religion oder seine Überzeugung allein oder in 

Gemeinschaft mit anderen, in der Öffentlichkeit oder privat, 

durch Lehre Ausübung, Gottesdienst und Vollziehung von Ri-

ten zu bekunden.» 

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Art. 18 

 

«Was ist der Mensch und was steht ihm zu?» (Walter 

Kälin). Diese Fragen stehen im Raum, wenn es darum 

geht, wie Menschen ihren Glauben bekennen, aus-

drücken, leben können und dürfen.  

Moderne demokratische Rechtsstaaten räumen den 

persönlichen Überzeugungen ihrer Mitglieder einen 

möglichst grossen Raum ein. Was Bürgerinnen und 

Bürger für gut und richtig halten, was sie glauben und 

was sie für ihr eigenes Leben als wichtig und erstre-

benswert erachten, steht ihnen frei.  

Der Staat hält sich nicht nur bewusst aus solchen Fragen heraus – deshalb sprechen wir 

vom ‹säkularen Rechtsstaat›. Vielmehr verpflichtet er sich in seiner Verfassung und in den 

Gesetzen zum Schutz der Glaubens- und Meinungsfreiheit. Das schliesst selbstverständlich 

die Freiheit ein, diese Überzeugungen auch öffentlich vertreten zu können. 
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2. Warum und wozu Religionsfreiheit? 

 

«In der Mitte unseres evangelischen Glaubens ist die Freiheit, 

die Gott durch Jesus Christus schenkt. Es ist die Freiheit für 

ein Leben in Verantwortung und Achtung vor Andersdenken-

den und Andersgläubigen. Die Religionsfreiheit ist aus dem 

Geist des christlichen Glaubens erwachsen, obwohl sie zu er-

heblichen Teilen auch in den christlichen Grosskirchen erstrit-

ten werden musste.» 

Thomas Wipf 

 

In der Sprache der demokratischen Verfassungen und 

der Menschenrechte werden diese staatlichen Schutz-

pflichten unter dem Begriff ‹Religionsfreiheit› zusam-

mengefasst. Es gibt sie in positiver und negativer 

Form: positiv als Schutz des religiösen Bekenntnisses 

einer jeden Person und negativ als Schutz davor, zu 

einer Religion oder zur Beibehaltung eines Glaubens 

gezwungen zu werden.  

Der Staat selbst verhält sich bewusst religiös neutral, er schreibt weder eine Religion vor, 

noch verbietet er sie. Nach christlichem Verständnis wäre das auch gar nicht möglich, denn: 

Man soll Gott mehr gehorchen als den Menschen (Apg 5,29). Aus christlicher und erst recht 

reformierter Sicht muss jede Forderung oder Zwang zu einem bestimmten Glauben ent-

schieden zurückgewiesen werden.  

Und weil Glauben nicht Menschen- sondern Gotteswerk ist, hat kein Staat das Recht, Glau-

bensgehorsam von seinen Bürgerinnen und Bürgern einzufordern oder einen anderen Glau-

ben zu verbieten.  
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3. Was will die Minarett-Initiative? 

 

Die im Mai 2007 vom ‹Egerkinger Komitee› lancierte 

und im Juli 2008 eingereichte Volksinitiative ‹Gegen 

den Bau von Minaretten› will eine Ergänzung der Bun-

desverfassung. Neu aufgenommen werden soll Art. 72 

Abs. 3 BV: «Der Bau von Minaretten ist verboten.»  

Für die Initianten sind Minarette keine religiösen Ge-

bäude, sondern Symbole eines «religiös-politischen 

Machtanspruchs», der «verfassungsmässige Grund-

rechte in Frage» stelle und damit in Widerspruch zur Rechtsordnung der Schweiz gerate. Die 

Glaubensfreiheit würde durch die Verfassungsänderung nicht berührt.  

Die Initianten machen keinen Hehl daraus, dass die Initiative auch einen wichtigen Beitrag im 

Rahmen einer repressiven, konservativen Ausländerpolitik leistet.  
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4. Brauchen Muslims Minarette? 

 

«pikiert ist vor allem der säkulare Teil der Gesellschaft, der angesichts 

dieser in Stein gehauenen Demonstration von Glaubensstärke irritiert 

ist und eine Art Phantomschmerz der verblichenen eigenen Glaubens-

fähigkeit verspürt» 

Claus Leggewie 

 

Die Minarett-Gegner weisen darauf hin, dass die heili-

gen Schriften des Islam keine Minarette kennen. Das 

ist ebenso richtig, wie die Tatsache, dass in der Bibel 

keine Kirchtürme vorkommen.  

Historisch tauchen Minarette im 8. Jahrhundert in Sy-

rien auf, das zu der Zeit christlich geprägt war und 

über Kirchtürme verfügte. Die Vermutung liegt nahe, 

dass Minarette in Anlehnung an die vorgefundenen 

Kirchtürme entstanden, um die Anwesenheit der eigenen Religion öffentlich zu präsentieren. 

Ebenso wie beim Kirchturm im Christentum gehört nicht in allen islamischen Strömungen ein 

Minarett zu einer Moschee. Aber genauso wie bei den christlichen Konfessionen und Kirchen 

bestimmen die Glaubensgemeinschaften selbst, was als öffentliches Symbol ihrer Religion 

und ihres Glaubens gilt.  

Ob Muslime ein Minarett brauchen, ist eine Frage an die Muslime. Niemandem steht eine 

Antwort auf diese Frage zu, ausser den Angehörigen der Religionsgemeinschaft selbst. Die-

ses Selbstbestimmungsrecht steht allen Religionen, Glaubensgemeinschaften und Kirchen in 

gleicher Weise zu. 
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5. Gibt es einen ‹Kampf der Kulturen› und warum nicht? 

 

«Man schafft die kniffligen Fragen der pluralen Gruppen und 

multiplen Loyalitäten dadurch aus der Welt, dass man jeden 

Menschen in genau eine Zugehörigkeit presst und die ganze 

Fülle eines reichen menschlichen Lebens schematisch auf die 

Behauptung reduziert, der Mensch sei von Natur aus nur in 

seinem ‹Rudel› situiert.» 

Amartya Sen 

 

Bereits 1993 publizierte der US-amerikanische Poli-

tikwissenschaftler Samuel P. Huntington seine These 

vom «Clash of Civilisation». Aber erst nach dem 11. 

September 2001 wurde sie unter dem irrigen Titel 

«Kampf [anstatt Zusammenprall] der Kulturen» zur 

konservativ-diskriminierenden Idee einer angeblich 

überlegenen ‹westlichen Kultur› («the West versus the 

rest») hochstilisiert.  

Die These Huntingtons scheitert aber bereits an ihren falschen Voraussetzungen. Sie muss 

nämlich erstens unterstellen, es gäbe eine klar abgegrenzte und definierbare ‹westliche 

Welt›, eine ‹islamische Welt›, eine ‹Hindu-Welt›, eine ‹Buddhismus-Welt› etc. Und sie muss 

zweitens behaupten, dass jeder Mensch auf unserem Globus exakt und ausschliesslich zu 

einer dieser Welten gehört. Beide Unterstellungen sind unzutreffend, nicht erst heute in einer 

globalisierten Welt, sondern seitdem Menschen ein Bewusstsein davon haben, dass sie nicht 

die einzigen Menschen auf der Welt sind.  

Einen «Kampf der Kulturen» gibt es deshalb nur in Form einer Ausgrenzungspolitik, die mit 

allen Mitteln versucht, eine «Begegnung der Kulturen» zu denunzieren oder zu verhindern. 
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6. Was ist christlich am sogenannten ‹Christlichen Abendland›? 

 

«Das christliche Abendland wird vor allem da beschworen, wo 

man der Moderne mit ihren Zumutungen Einhalt gebieten will. 

Kriegerische Eskalationen und apokalyptische Weltszenarien 

gehören zu den Leitbildern dieser Abendlandvorstellungen 

ebenso wie die Ausgrenzung des Fremden und ein kulturelles 

Überlegenheitsgefühl.» 

Wolfgang Huber 

 

In der Diskussion um den Islam wird häufig auf unsere 

«christlichen Werte» und «christliche Kultur» hinge-

wiesen, die es zu verteidigen gälte.  

Aber welche ‹Kultur› lässt sich aus der Bibel und den 

christlichen Traditionen ableiten? Die biblischen Ge-

schichten finden – mit Ausnahme der alttestamentli-

chen Königszeit – im Raum fremder Kulturen statt. Die 

alteuropäischen, jüdisch-christlichen und griechisch-

römischen Wurzeln und Traditionen beruhen von Anfang auf pluralen, sich unterscheidenden 

und konkurrierenden, ja sogar sich bekämpfenden Vorstellungen und Überzeugungen. Der 

Ausdruck ‹Christliches Abendland› steht für eine völlig uneinheitliche Geschichte und taugt 

schon deshalb nicht zur Abgrenzung gegenüber anderen Kulturen und Traditionen.  

Gerade angesichts dieser Verschiedenheit hat sich in der europäischen Geschichte mühsam 

aber erfolgreich ein Denken herauskristallisiert, dass auf Toleranz und Anerkennung aufbaut. 

Das Fremde wird nicht als Bedrohung sondern Bereicherung wahrgenommen und in das 

Vertraute integriert. Insofern liefern die Kultur-im-Plural der europäischen Geschichte und die 

daraus erwachsende Idee von Toleranz und Gleichheit ein wegweisendes Beispiel für eine 

heute dringend notwendige globale Politik wechselseitiger Anerkennung. 
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7. Ist der Islam gefährlich für die Schweiz? 

 

«Der Immigrant muss über die Ängste des Nationalisten la-

chen, der sich vor Infektion, Penetration oder Vermischung 

fürchtet, weil dies alles Kleinigkeiten, peanuts sind, im Ver-

gleich zu dem was der Einwanderer fürchtet – nämlich Auflö-

sung, Verschwinden.» 

Zadie Smith 

 

 Es gibt Stimmen, die behaupten, die muslimische 

Bevölkerung in der Schweiz wolle den Rechtsstaat 

aushebeln, die Demokratie abschaffen und einen is-

lamischen Religionsstaat mit Scharia-Recht einführen. 

Obwohl es dafür in der Schweiz keine Anhaltspunkte 

gibt, verfehlt die realitätsfremde Rhetorik ihre politi-

sche Wirkung nicht: Immer mehr Menschen fürchten 

sich vor dem Islam, vor Menschen aus der arabischen 

Welt oder vor ausländischen Mitbürgern überhaupt.  

 

Die Ängste beruhen auf einem falschen Verständnis von der Schweiz als einem modernisie-

rungsresistenten, abgekapselten Land in einer Welt gegeneinander abgeschotteter National-

staaten und mit einer homogenen Einheitskultur. Ein solches Land hat es nie gegeben. Erst 

recht widerspricht das Bild aber der Geschichte und dem Selbstverständnis der Eidgenos-

senschaft. Diese ist gekennzeichnet durch den freiwilligen Zusammenschluss eigenständiger 

und heterogener Grössen. Die globalisierte Welt, in der Menschen, Kulturen und Religionen 

immer näher zusammenrücken, präsentiert im Kern das Modell einer globalen Schweiz, in 

der Landesrecht durch weltweit geltende Menschenrechte und Völkerrecht ergänzt wird.  

 

In dieser globalisierten Schweiz müssen nur die Menschen Angst haben, denen ein Ort ver-

weigert wird, an dem sie heimisch werden können. 
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8. Was sagt die Kirche zum Umgang mit Menschen anderer Religio-

nen? 

 

«Ich war fremd, und ihr habt mich aufgenommen.» 

Mt 25,35 

 

Die christlichen Kirchen stehen auf dem Fundament der 

universalen, heilsgeschichtlichen biblischen Friedens-

botschaft. Aus dieser Gewissheit lassen sich fünf kon-

krete Grundsätze im Umgang mit Menschen anderen 

Glaubens gewinnen:  

1. Glaubensfeste Gelassenheit anstatt Unterdrückung 

anderer Überzeugungen;  

2. Säkularisierung des Staates als Voraussetzung sei-

ner religiösen Neutralität und Verzicht auf die Instru-

mentalisierung von Staat und Recht für die eigenen 

religiösen Anliegen;  

3. Anerkennung – nicht nur Toleranz! – der und des Anderen als Nächste und Nächsten;  

4. Ablehnung eines Denkens, das sich einer Vergeltungslogik (‹wie du mir, so ich dir›) zur 

Durchsetzung eigener politischer Interessen bedient und  

5. Fähigkeit und Bereitschaft zum Streit ‹um die Wahrheit›.  
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9. Warum ist die Minarett-Initiative untauglich? 

 

«Zur unbedingten Geltung der Menschenrechte und des 

Rechts auf Religionsfreiheit auf der ganzen Welt gibt es aus 

christlicher Sicht keine Alternative.» 

Charta Oecumenica 

 

Der SEK fordert den Staat «um der Staatlichkeit des 

Staates willen» (Dietrich Bonhoeffer) auf, seinen Pflich-

ten als «Hüter der Freiheit» (Thomas Wipf) nachzu-

kommen. Er hat die Aufgabe, die Persönlichkeits- und 

Freiheitsrechte seiner Bürgerinnen und Bürger zu 

schützen und gegen jede Ungleichbehandlung vorzu-

gehen. Die angestrebte Verfassungsänderung verletzt 

das zentrale Rechtsstaatsprinzip von der Gleichheit 

vor dem Gesetz. Der SEK weisst jede Form staatli-

cher Ungleichbehandlung entschieden zurück. 

Fremdenangst und -feindlichkeit in der Gesellschaft werden mit einer diskriminierenden Ge-

setzgebung nicht beseitigt, sondern – im Gegenteil – zementiert. Die christlichen Kirchen 

widersprechen dieser Haltung aus Misstrauen und Ausgrenzung. Jesu Botschaft «Fürchtet 

euch nicht» (Mt. 28,10) richtet sich auch auf die Befreiung von der Beherrschung durch 

menschliche Ängste. Der SEK engagiert sich im Dialog der Religionen und in der Begegnung 

von Menschen verschiedenen Glaubens und unterschiedlicher Herkunft.  

Zur Mitarbeit an einer Kultur der Verständigung gibt es keine Alternative. Sie ist der einzige 

Weg aus der Isolation einer Welt voll Misstrauen, Aggression und Angst. 
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10. Warum interreligiöser Dialog und was können wir gemeinsam 

dafür tun? 

 

«Ein Dialog, der diesen Namen verdient, setzt voraus, dass 

man nicht nur die Person des Gegenübers respektiert, son-

dern dass man auch fähig ist, seinen Überzeugungen einen 

eigenständigen Wert beizumessen. […] Immer wichtiger wird 

es sein, einerseits die historischen, sozialen und kulturellen 

Bedingtheiten von Religionen zu kennen, um nebst deren un-

bestrittenen Lichtseiten auch deren Schatten erkennen zu ler-

nen, und andererseits ein Textverständnis der Heiligen Schrif-

ten zu vermitteln, in dem die Verse aus den Proverbien, ‹alle 

ihre Wege sind Wege sind der Lieblichkeit› und ‹alle ihre Pfa-

de Frieden› das oberstes Deutungsprinzip sind.» 

Michel Bollag 

 

Wir leben in einer Gesellschaft, in der Menschen ver-

schiedener Herkunft, mit unterschiedlichen Traditionen 

und religiösen Überzeugungen aufeinandertreffen und 

zusammenleben. Wo Verschiedenheit herrscht, erge-

ben sich neue Möglichkeiten und Perspektiven, aber 

entstehen auch Missverständnisse und Konflikte. Wir 

haben nicht die Wahl, miteinander zu leben oder nicht. 

Wir haben nur die Wahl, wie wir miteinander leben.  

Der SEK setzt dabei auf Dialog anstatt Konfrontation und Ausgrenzung. Der interreligiöse 

Dialog bietet Möglichkeiten, dass sich Menschen verschiedenen Glaubens begegnen, wahr-

nehmen, vorstellen, austauschen und kennenlernen. Begegnung anstatt Misstrauen und 

Vorurteile. Respekt und Achtung vor den Andersgläubigen und Toleranz gegenüber ihrer 

Religion bedeutet aber keinesfalls, die Unterschiede und Widersprüche unter den Tisch zu 

kehren. Vielmehr lebt interreligiöser Dialog vom respektvollen und ernsthaften Streit um die 

Wahrheit der jeweils eigenen Überzeugungen.  

Interreligiöser Dialog produziert keine Einheitsreligion sondern leitet an zur Wahrnehmung 

von Differenz, zum Respekt vor dem anderen Glauben und von der Einsicht, dass jeder 
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Mensch das gleiche Recht hat, seine Religion in Freiheit und unter dem Schutz staatlichen 

Rechts zu leben. 

 

 

Weitere Informationen und Materialien finden Sie auf www.sek.ch  Themen A-Z  Minarett 

  

http://www.sek.ch/
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